
Schulen. Es werden insbesondere folgende Maßnahmen 
verwirklicht:
— Verstärkung der Rechtserziehung der Schüler auf der 

Grundlage der gültigen Lehrpläne als Bestandteil der 
staatsbürgerlichen Erziehung sowie in der außerschu­
lischen Tätigkeit;

— Durchführung von Weiterbildungsveranstaltungen für 
Pädagogen zu Fragen des Staates und Rechts sowie der 
Rechtserziehung der Schüler;

— rechtzeitige Einleitung notwendiger pädagogischer Maß­
nahmen in Zusammenarbeit mit den Eltern bei Fehl­
verhalten von Schülern;

— konsequente Reaktion auf Rechtsverletzungen von 
Schülern.

Die Arbeit der Organe der Jugendhilfe, die einen wesent­
lichen Beitrag zur Vorbeugung der Jugendkriminalität 
leisten, wurde entsprechend den sich aus dem IX. Parteitag 
der SED ergebenden Anforderungen und neuen' Maßstä­
ben weiter qualifiziert./5/
Die Staatsanwälte unterstützen die Organe der Volksbil­
dung bei der Verwirklichung der vorbeugenden Maßnah­
men. In den meisten Bezirken bestehen zwischen der 
Staatsanwaltschaft und den Organen und Einrichtungen- 
der Volksbildung stabile Arbeitsbeziehungen. Im Bezirk 
Cottbus wird zwischen dem Staatsanwalt des Bezirks und 
dem Bezirksschulrat jährlich eine Vereinbarung über die 
Zusammenarbeit abgeschlossen.
Die Zusammenarbeit konzentriert sich insbesondere auf 
folgende Aufgaben:
1. Unterstützung bei der Rechtserziehung der Schüler. 
Viele Staatsanwälte wirken bei der außerschulischen 
Rechtserziehung mit. Sie leiten Arbeitsgemeinschaften „So­
zialistisches Recht“ und führen rechtserzieherische Ge­
spräche mit den Schülern in Vorbereitung auf die Jugend­
weihe. Vielfach unterstützen sie die Pädagogen bei der 
Vorbereitung dieser Schüler auf die Teilnahme an einer 
gerichtlichen Hauptverhandlung. Sie werten Strafverfahren 
in Schüler- und FDJ-Kollektiven aus./6/
2. Unterstützung von Weiterbildungsmaßnahmen für 
Pädagogen zu Fragen des Staates und Rechts sowie der 
Rechtserziehung.
Im Mittelpunkt dieser Zusammenarbeit steht die Behand­
lung von Fragen der inhaltlichen und methodischen Gestal­
tung der Rechtserziehung der Schüler./7/ Vielfach treten 
Staatsanwälte auch mit Lektionen zu Problemen der Vor­
beugung der Jugendkriminalität und der Rechtserziehung 
der Schüler vor Studenten der pädagogischen Ausbildungs­
einrichtungen auf.
3. Sicherung einer wirksamen Reaktion auf Schulbumme­
lei und Rechtsverletzungen von Schülern.
Die Kontakte zwischen Staatsanwälten und Schulen wer­
den genutzt, um wirksam und richtig auf Fehlverhaltens­
weisen einzelner Schüler reagieren zu können. Insbeson­
dere wird den Pädagogen und Eltemvertretungen durch 
Hinweise und Schulungsmaßnahmen geholfen, mit den 
ihnen gebotenen gesetzlichen Mitteln vorzugehen. 
Staatsanwälte und Untersuchungsorgane arbeiten eng mit 
den Schulen zur Sicherung erzieherisch wirksamer Maß­
nahmen bei Rechtsverletzungen von Schülern zusammen. 
Wie wichtig diese Zusammenarbeit ist, geht daraus hervor, 
daß im Jahre 1975 von den straffällig gewordenen Schülern 
in der Mehrzahl der Fälle entweder von der Strafverfol­
gung nach § 67 StGB abgesehen werden konnte, weil die 
Schulen bereits ausreichende Erziehungsmaßnahmen ein­
geleitet hatten, oder die Sache einer Schiedskommission
15/ Vgl. dazu E. Mannschatz, „Anforderungen und Maßstäbe für 
die Arbeitsweise auf dem Gebiet der Erziehungshilfe“, Jugend­
hilfe 1976, Heft 7/8, S. 198 ff.
/6/ Zur Unterstützung der Rechtserziehung von Schülern vgl. ins­
besondere E. Enzian/L. Böhme in NJ 1975 S. 17 f.; Ch. Fesser/ 
P. Gäse ln NJ 1975 S. 329 f.; R. Burkhardt in NJ 1976 S. 573 f.
/7/ Vgl. hierzu E. Bauer/E. Kunz, „Unterstützung der Organe der 
Volksbildung bei der Rechtserziehung der Schüler“, NJ 1976 S. 558. 
Ähnliche Erfahrungen gibt es auch in anderen Bezirken.

übergeben wurde. Die Wirksamkeit dieser abschließenden 
Entscheidungen hängt wesentlich von ihrer sinnvollen Ko­
ordinierung mit pädagogischen Maßnahmen ab.
4. Teilnahme an Rechtskonferenzen im Bereich der Volks­
bildung bzw. an Beratungen mit den Direktoren der Schu­
len.
Im Bereich der Volksbildung wurde damit begonnen, 
Rechtskonferenzen über Probleme der Rechtserziehung der 
Schüler durchzuführen. Auf diesen Konferenzen wurde den 
Staatsanwälten die Gelegenheit eingeräumt, ihre Erfah­
rungen bei der Vorbeugung der Jugendkriminalität zu ver­
mitteln. In vielen Kreisen ist es Praxis, daß die Staats­
anwälte einmal jährlich mit den Direktoren der Schulen 
über die vorbeugende Arbeit beraten.
5. Zusammenarbeit mit den Organen der Jugendhilfe bei 
der Vorbeugung der Jugendgefährdung und -kriminalität. 
Diese Zusammenarbeit vollzieht sich auf der Grundlage 
der Gemeinsamen Anweisung „Über die Zusammenarbeit 
der Staatsanwaltschaft, der Deutschen Volkspolizei und der 
Organe der Jugendhilfe bei Rechtsverletzungen durch 
Jugendliche und Kinder“./8/ Die darin festgelegten Prin­
zipien der Zusammenarbeit haben sich in der Praxis be­
währt.
Zusammenarbeit mit den Organen und Einrichtungen 
der Berufsbildung
Der IX. Parteitag der SED hat das Ziel gestellt, im Fünf­
jahrplanzeitraum 1976 bis 1980 eine Million Jungen und 
Mädchen zu qualifizierten Facharbeitern auszubilden./9/ 
Fachliche Bildung und kommunistische Erziehung des 
Nachwuchses der führenden Klasse unserer Gesellschaft, 
der Arbeiterklasse, bilden eine untrennbare Einheit. 
Eingeschlossen in die Aufgaben der kommunistischen Er­
ziehung wurde in den letzten Jahren verstärkt die Rechts­
erziehung der Lehrlinge entwickelt./10/ Ordnung und 
Disziplin in den Lehrlingswohnheimen wurden weiter er­
höht.
Die Einführung des neuen Faches „Sozialistisches Recht“ 
ab 1. September 1977 wird dazu beitragen, daß sich die 
Lehrlinge Kenntnisse über das Arbeits-, Familien- und 
Zivilrecht sowie das Jugendgesetz aneignen und ihr sozia­
listisches Rechtsbewußtsein und -verhalten weiter ausprä- 
gen./ll/ Gegenwärtig werden große Anstrengungen unter­
nommen, um den Unterricht in diesem neuen Fach mit 
hoher Qualität vorzubereiten. Die Bezirkskabinette für 
Weiterbildung der Kader der Berufsbildung führen 
Schulungsveranstaltungen mit den Lehrkräften und Er­
ziehern durch, die künftig den Unterricht im Fach „Sozia­
listisches Recht“ erteilen. Methodische Unterrichtshilfen 
für die Pädagogen und Lehrmaterialen für die Lehrlinge 
werden erarbeitet.
Mit diesen Maßnahmen wird ein wichtiger Schritt getan, 
um entsprechend den sowjetischen Erfahrungen in der 
Berufsausbildung solche Rechtskenntnisse zu vermitteln, 
die die künftigen Facharbeiter im Beruf und im persön­
lichen Leben benötigen.
Es zeichnet sich eine immer größere Planmäßigkeit bei der 
Rechtserziehung der Lehrlinge ab. Der erwähnte Beschluß 
des Rates des Bezirks Rostock verpflichtete z. B. die Leiter 
der wirtschaftsleitenden Organe und der Betriebe, zu 
sichern, daß in den Arbeitsplänen der Leiter und Erzieher 
der ihnen unterstellten Lehrlingswohnheime und Internate 
die erforderlichen Maßnahmen der Rechtserziehung der 
Lehrlinge enthalten sind. Die Leiter der Lehrlingswohn-
/8/ Vgl. R. Müller/L. Reuter, „Zu einigen Aufgaben bei der Be­
kämpfung der JugendkrimlnaUtät“, NJ 1975 S. 319 fl. (320).
/9/ Vgl. E. Honecker, Bericht des Zentralkomitees der SED an den 
IX. Parteitag der SED, Berlin 1976, S. 101.
/10/ Vgl. H. Giedlng, „Rechtserzlehung der Lehrlinge - wesent­
licher Bestandteil der kommunistischen Erziehung des Facharbei­
ternachwuchses“, NJ 1976 S. 153 fl.
fllf Vgl. Beschluß des Politbüros des Zentralkomitees der SED, 
des Ministerrates der DDR, des Bundesvorstandes des FDGB und 
des Zentralrates der FDJ vom 7. Dezember 1976 „Für ein hohes 
Niveau bei der Durchführung der Beschlüsse des IX. Parteitages 
der SED auf dem Gebiet der Berufsausbildung", ND vom 13. De­
zember 1976, S. 3.
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